
Carsten Stahn 
Internationaler Menschenrechts­
schutz und Völkerstrafrecht 

Die Durchsetzungsschwäche des internationalen MemchenrechtHchutzes wird 
oft kritisiert. Der Autor sieht es als fragwürdig an, ob mit dem Schwert des 
Strafrechts die nOffilative Verankerung der Menschenrechte besser gewährlei­
stet werden kann als mit inhaltlichen Appellen. Repression fördere nicht immer 
Einsichtsfähigkeit von Rechtsbrechern. Unter diesem Aspekt untersucht der 
Autor das 1998 erlassene »Statut von Rom«, das zur Gründung des ersten 
Ständigen Internationalen Strafgerichtshofes geführt hat. Er zeigt, wo die An­
wendungsbereiche des klassischen Memchenrechtsschutzes und des neuen Völ­
kerstrafrechts liegen. Das Völkerstrafrecht, so die These, dient dem Schutz des 
Individuums wie dem Verhältnis der Staaten untereinander. Die Red. 

I. Einleitung 

In einem Aufsatz mit dem Titel »The Proscribing Function of International Criminal 

Law in the Processes of International Protection of Human Rights«' stellte M. Cherif 
Bassiouni 1983 eine interessante These zum Verhältnis von Völkerstrafrecht und 
Menschenrechtsschutz auf. Die normative Entwicklung der Menschenrechte, so 

schrieb er, vollziehe sich über verschiedene Etappen hinweg (»Enunciative Stage«, 
»Declarative Stage«, »Prescriptive Stage«, »Enforcement Stage«) als ein kontinuier­

licher Prozeß (»continuum«), auf dessen letzter Stufe (der sog. "Criminalization 
Stage«) sich der materielle Gehalt des Einzelrechts mit einem strafrechtlichen Ver­

botssatz (»criminal proscription«) verbinde. Die dadurch eröffnete Sanktionsmög­
lichkeit verleihe der in der Norm verbürgten Menschenrechtsgarantie dann die inten­

sivste Form von Rechtsschutz (»ultima ratio of protection«) und die nötige Durch­

schlagskraft auf internationaler Ebene. 

Auf den ersten Blick und insbesondere angesichts der oft kritisierten Durchsetzungs­

schwäche des internationalen Menschenrechtsschurzes wirkt diese Aussage einleuch­

tend. Das am weitesten in seiner Entwicklung fortgeschrittene Recht ist dasjenige, 
welches auch effektiv durchsetzbar ist. Zu Ende gedacht bedeutet dies jedoch, daß 

den in Straftatbestinde gegossenen Schutzgarantien eine höhere NormquaJität und 

Daseinsberechtigung zukommen müßte als sanktionslos verbürgten Rechten.' Dieser 

Schluß wiederum ist mit einigen Fragezeichen zu versehen. 

I Vgl. M. C Bamoum. YaleJournal of World Public Order, Vol. 9, No.2 198), S. 193 ff. (im folgenden: »The 
Proscribing Funcrion .r.: ) sowie derselbe: International Crimmal La",,', Vol. 1 Crimes, »International Criminal 
Law .nd Human Righ lS,. S. I j H., New York 1987. 

2 Dies bcstat;gt M. ehen! Basswum, wenn er an anderer Stelle schreibt: »Thc positioning of J. givcn right at 
one of these stages is based on the world communiry's perceptIon of the significance of the prorected 
interest and the degree of pr<>tection rhat it is perceivcd to rcquirc. In fact, [Wo basic factors effec r ,he 
evolution of a given right from arriculalion [0 criminalization: (I) rhe pcrccivcd significance of the social or 
human interest protected by this right in rhe commollly shared values of Ihe world communiry (howevcr 
this process <>ceurs), and (2) Ihe perccived nred ro protect this righl through the means of international 
crim.inJ.li2:Hion.<l: Vgl. jW. ehen! BrlHlOHnl, EnJorcing Human Rights through International Cr-iminal Law 
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344 Zum einen ist es ist gefährlich, die Qualität des Rechts an seiner Durchsetzbarkeit zu 
messen. Mit dieser Argumentation wurde schon versucht, dem Völkerrecht die 
Rechtsqualität abzusprechen.; Zudem läßt diese These Zweifel an der Universalität 
der Menschenrechte aufkommen. Wenn sie besagt, daß das Schwert des Strafrechts 
Indiz der normativen Verankerung der Menschenrechte und letztendlicher Garant 
der Befolgung ihres Normbefehls ist, impliziert sie dadurch, daß der inhaltliche Appell 
vom Tatbestand der menschenrechtlichen Norm nicht stark genug ist, um von sich aus 
Geltung für sich in Anspruch zu nehmen' Darüber hinaus förden die Repression 
nicht immer die Einsichtsfähigkeit des Rechtsbrechers in die sich hinter dem Schutz­
gut verbergenden Wertvorstellungen. Oftmals ist es angebracht, Menschenrechtsver­
letzungen nicht zu sühnen, sondern auf gewaltlose Mittel wie Berichtsverfahren oder 
Wahrheitskommissioneo zurückgreifen, um ihnen zum Durchbruch ZU verhelfen. 
Darum erscheint es fragwürdig, das Völkerstrafrecht als Meßlatte der Qualität men­
schenrechtlicher Normen zu verstehen und pönalisiene Rechte an die Spitze einer 
Hierachie der Menschenrechte zu stellen'; vielmehr deutet einiges darauf hin, seinen 
Hauptbeitrag zum Menschenrechtsschutz auf einer vorgelagenen Ebene anzusiedeln: 
der Gewährung der Gruodvoraussetzungen für den Genuß der Menschenrechte. 
Über seine Abschreckungswirkung verhilh das Völkerstrafrecht dazu, die Friedens­
bedingungen zu schaffen, die notwendig sind, damit überhaupt Staatsstrukruren 
bestehen, innerhalb derer die Umsetzung universeller WertvorsteUungen gewähr­
leistet werden kann. Schließlich sind Staaten die klassischen Verpflichteten men­
schenrechtlicher Schutznormen. Und in dieser Funktion, der Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicherheit, ist das VölkerHrafrecht bisher auch 
weitgehend zur Anwendung gekommen. Das zeigt insbesondere die Errichrung 
der beiden ad-hoc-Kriegsverbrechertribunale in Den Haag und Arusha. Sie wurden 
vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen auf der Grundlage von Kap. VII der UN­
Charta, d. h. zur Wahrung bzw. Wiederherstellung des Weltfriedens in Ex-Jugosla­
wien bzw. Ruanda ins Leben gerufen' 
All dies ist Grund genug, die Thesen Bassiounis im Lichte der jüngsten Ereignisse zu 
überdenken, deren Höhepunkt die Gründ ung des ersten Ständigen Internationalen 
Strafgerichtshofs (im folgenden: Weltstrafgerichtshof oder IntStGH) bildet, dessen 
Grundstein am [7.Juli [998 in Rom durch Annahme des sog. »Rome Statute of the 

and through an lmernational Criminal Tribunal, in: L. Henkin/J. L. .E-brgrove (Hrsg.), Human Rjghts: An 
Agenda for the Next Cencury, W:lShingron 1994. S. 347. (J49) . 

3 Vgl. dazu: D. Carreal'. Droir International, 4. Auflage, Paris 1994. S. 36. 
4 Ahnlicb: T. Me'fon. On a Hierachy oflnternational Humao Rights, in: AmericanJoumal of International 

Law 80 (1986), s, 1,22: >l>[ ... ] same commemators are resorting incrc:'lsingly tosupcrior rights in t.he hope 
rhat no state wiU dare - politically, moralJy and perhaps CVl'Tl Icgally - [0 igoore them. In these ways, 
h.icracrucal terms cootribute to the unneccssary mysUfic:u..ion of human fights, rather [han to their greatcr 
clarity .• 
So aber M. eherl! Bassiouni, Enforcing Human Rights (Fn. 1),5. 3P , lS3. Zuerst teilter die internationalen 
Verbrec~en in 24 Tatbestände und folgende 10 Unterkategorieo ein : 1. Protection of pe ace, 2. Humani · 
tarian Proteclion during Armed ConOicts, }. Protection of Fundamental Human Rights, 4. Protection 
agaiost Terror-Violeoce, 5. Protection oi 50ejal Interl."' sts, 6. Protcction of Culrurallntere5ls. 7. Protcctlon of 
(he Environment. 8. Protecuon of Conunwliciuion ~cam. 9. Protecnon of Economic lmerests, ro. Sui 
gencris. Dann fühn er weiter aus: nFurthermore. rne order in which the twemy-four c:ucgorics of 
international comes are lisred here reflects (hrec value·oriemed consideracions (hat also evideoce a human 
rights va{ue-mnking. Th.n order is: I .Thc seriousness of the prohibited conducr <lS a threac (0 (he peace ;"Ind 
security of mankind; 2. the extenr of the human harm it produces; and }. [he rational nt!X\JS that cxists 
bcrwecn connecrcd offtnse~ related to the: same protected imeresfs ... 

6 Vgl. die SicherheilSralSresoluuonco 8.17 (1993) vom 25· 5· 1993 bzw. 944 (1994) vom S. 11. 1994. Die 
Rechrmäßigkeit der Errichrung der Tribunale isr mittlerweile sowohl durch die Berufungskammer des 
Jugoslawien-Tribunals als auch durch die 2. Strafk.1..mmer des Strafgerichts hir Ruanda be5t:ttigt worden. 
Vgl. Proseeumr 'IJ. Tadie, Decislon on (he Ddence Motion for Imcrlocutary Appeal, Case No. 1T-94-1-
AR72, Urteil vom 2. Oktober 1995. in: I. L. M. 3S (1996), S.}2 ff., p:"\fa.}:z.-40, sowie ProseeUlOr'IJ. Kanya­
ba5}", ICTR-96'5 5-T, S. 5 ff ., besprochen von \( MO,,",5, ;no AJIL 5993, S. 67(1. 
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International Criminal Court«' gelegt wurde. Für eine Analyse des Zusammenspiels 
von Völkerstrafrecht und Menschenrechtsschutz ist das Statut von Rom deshalb 
besonders geeignet, da es - anders als das Statut der heiden ad-hoc-Gerichte - nicht 
auf einer Resolution des UN-Sicherheitsrats beruht, die nur von dem Willen einiger 
handverlesener Staaten getragen ist, sondern auf der Grundlage eines multilateralen 
Vertrags, der inhaltlich eine Vielzahl divergierender Rechtssauffassungen in sich 
vereint und damit exakter den Stand des geltenden Rechts widerspiegelt. Zudem 
sind die einzelnen Tatbestände des Statuts nicht auf einen bestimmten Einzelfall, 
sondern auf eine Vielzahl von Konflikten zugeschnitten. 
Inwieweit der Anwendungsbereich des klassischen Menschenrechtsschutzes (sog. 
Human Rights Law') sich mit dem des Völkerstrafrechts überschneidet, soll im 
folgenden erörtert werden. 

11. Schnitt- und Reibungspunkte von Völkerstrafrecht und klassischem 
Menschenrechtsschutz an hand des Statuts von Rom 

Daß Schnittpunkte zwischen diesen beiden Bereichen bestehen, ist auch der Aus­
gangspunkt der Stufentheorie von M. Cheri! Bassiouni. Der kleinste gemeinsame 
Nenner von strafrechtlicher Verantwortlichkeit und der Gewährung von Menschen­
rechten liegt in ihrer gemeinsamen Schutzfunkcion. Beide dienen dem Schutz des 
Individuums, allein oder als Teil einer Gruppe? Nur die Methodik ist etwas anders: 
Die Normen des internationalen Menschenrechtsschutzes verleihen dem Individuum 
Rechte unmittelbar im Verhältnis zu dem Hoheitsträger, unter dessen Schirmherr­
schaft sie stehen. Das V ölkerstrafrccht hingegen postuliert allgemeine Verhaltens­
pflichten für Individuen, die dem Einzelnen mittelbar zugute kommen. 

1. Der gemeinsame Zweck: der Schutz der Rechtsgüter des Individuums 

Daß auch strafrechtliche Normen dem Schutz der Menschenrechte dienen, zeigt sich 
insbesondere an den Straftatbeständen des Statuts. Diese sind nicht nur als repressive 
Sanktionsmechanismen ausgestaltet sind, sondern soLlen generell die Einhaltung eines 
von der internationalen Gemeinschaft gebilligten Mindeststandards an Humanität 
sichern. Wie aus der Zuständigkeitsumschreibung des Gerichtshofs in Abs.4 der 
Präambel und Art. I des Statuts hervorgeht, ist er mit der Wahrung von Werten 
betraut ist, die als Ausdruck einer internationalen Moral und Sittlichkeit empfunden 
werden." Die Rechtsgüter, die im einzelnen als schützenswert erachtet werden, 
finden sich insbesondere in den Tatbeständen der Art. 5-8 des Statuts. Es sind die 
drei klassischen Tatbestände, die sich auch im Statut der beiden ad-hoc-Strafgerichts-

7 Eng!. Text in: Die frieden swarte, Bd. 7l. Heft J 1998, S. H8 H, 
g Auf universeller Ebene finden sich dessen Kerngew:ihrlclstungen in der Allgemeinen Erklärung der 

Menschenrechte vom 10. Dc"Z.c mbcr \948, den heiden UN-Menschenrechtspakten vom 19. Oktober 
1966 (I.nternationaler Pake ubcr bürgerliche und politische Rechte, Internationaler Pakt ':iber wirrschaft· 
liehe, soziale und kulmreUe Rechte) sowie in einigen Spezialabkommen wie z. B. dtr UN·Folterkonven· 
tion vom 10. Dez.ember 1984' 

9 TreHend ist insofern der bildliehe Vergleich des Menschenrechtsschutz.es mir einem Sd,jld. und des 
Völkerstrafrechrs m.it einem St::hwcrc Vgl. M. ehen! Bamoum .. Enforcing Human Rights (Fn. 2), S. J 50. 

TO Das ergibt sich aus der Formulierung ~mos[ seriouscrimcsof conccrn to Lhc international community as a 
whole«j die die Zus[ ~ndigkeit des Gerichtshofs umschreibt. Symbolisch kommt dic$ ebenfalls ;n deI" 
Nichrverjährb;1rkeit der Verbrechen nach Art. 29 des Starut.s zum Amdruck. 
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höfe wiederfinden: Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegs­
verbrechen. Sieht man einmal von der besonderen Tatsituation dieser Verbrechen ab, 
zeigt sich - insbesondere an den normierten Tathandlungen -, daß sie im Kern 
Menschenrechtsverstöße ahnden. Normtechnisch geschieht dies auf unterschiedliche 
Weise: Zum Teil werden die aus dem Menschenrechtsschutz bekannren Einzel- oder 
Gruppenrechte ausdrücklich und in ihrer bekannten Erscheinungform unter dem 
Straf tatbestand aufgeführt (so beispielsweise in Art. 7, Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit); manchmal wiederum sind sie in ihrer Erscheinungsform dem völkerstraf -
rechtlichen Kontext angepaßt und in neue Begriffe gefaßt (so beispielsweise im Fall 
der Kriegsverbrechen). 
Offensichtlich ist der enge Zusammenhang mit dem Schutz der Menschenrechte 
zunächst einmal beim Tatbestand des Völkermords (Art. 6), der wortwörtlich Art. Ir 
der Völkermord-Konvention vom 9. Dez. 1948 entnommen ist und fester Bestandteil 
des völkerrechtlichen Gewohnheitsrechts bildet." 

a) Der menschenrechtliche Schutzgehalt des Völkermordtatbestands 

In Reaktion auf die nationalsozialistische Ausrottungspolitik im 2. Weltkrieg ver­
bürgt er das Existenzrecht nationaler, rassischer, religiöser und ethn.ischer Gruppen", 
das Grundaxiom einer auf das Zusammenleben von Menschen zugeschnittenen 
Werteordnung ist. 
Dementsprechend ist er in § 220 a StGB systematisch den Straftaten gegen das Leben 
zugeordnet. Und in Art. 6 des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische 
Rechte (im folgenden: IPbpR), der das Recht auf Leben auf universeller Ebene 
schützt, finden sich gleich zwei Hinweise auf den Völkermord, die das Zusammen­
spiel dieses Straftatbestands mit dem Menschenrechtsschutz verdeutlichen. Um zu 
verhindern, daß eine Politik des Völkermords - wie im 3. Reich geschehen - durch 
innerstaatlich rechtskräftige Gerichtsurteile praktiziert wird, sieht Art.6 Abs.2 
IPbpR vor, daß die Verhängung eines Todesurteils nicht den Bestimmungen der 
Völkermord-Konvention widersprechen darf. Art. 6 Abs. 3 stellt klar, daß die An­
wendbarkeit der Konvention uneingeschränkt auch für jede andere Form der Tötung 
(nach dem Pakt: "deprivation of life«) gilt.'! 
Zieht man neben der Tötung (Art. 6 lit (a)) auch die anderen Tathandlungen des 
Völkermordtatbestands hinzu, gelangt man ZU dem Schluß, daß er nicht nur das Recht 
auf Leben, sondern die Konkretisierung weiterer Menschenrechtsgarantien beinhal­
tet, die in Zusammenhang mit der biologisch-physischen Integrität der Gruppe und 
der Achtung der Menschenwürde stehen." Art. 6lit. (b), der die Zufügung schwerer 
körperlicher oder seelischer Schäden für strafbar erklärt, schützt im wesentlichen das 

11 Auch die IndLviduelle strafrechLliche Ver31ltwortlichktir für dieses Verbrtchen ist angesichts des Vcrwcisc.s 
auf die Zuständigkeit eines Imern ;a ri Q!1ol1en St.L1fgcrichtshofs in An.YI der Konvention unbestritten. 

12 Vgl. Report cf the Meeting cf cxperts on rights not subject [0 derogation during stares cf emcrgency arid 
exceptionaJ circumsranccs, Geneva [7-19 May J995. in: Association de Consultants Inrernauonam:. cn 
Droits de I'Homme (CID), Droits Intangibles Cl Etats d'Exceprion, Brussd [996, S. 27, 47: "The prohibi­
cion of gcnocidc bcnefil;S' bOlh peoples and minorities. Ir is the prototypica1 crime against humanicy, :md 
the righr of persons bdonging [0 national, ethnie, racial or reljgious groups [0 be free from genocide is 
unquestionably non-derogable.« 

'} Vg l. dazu: M. Nowak, UNO-Pakt über burgerliche und politische Rechte und Fakultativprotokoll, 
C C PR-Kommcntar, Kchl am Rhein 1989, S.116ff., Rn. 7, 8,24 u. 25. 

14 Sehr weitgehend M. ehen! BaH/ollm, Thc Proscribmg Fllllcrion (Fn. I), S. 202: ... Characteri7.ing these aets 
:loS erimes anempts [0 safcguard the same right.~ a~ mcnrioncd abovc, namcly, the nghts tn life, liheny, 
personal security, freedom frorn of religion, movcrncnt, "pinion, association, and thc right 10 a {amiIr." 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1999-3-343
Generiert durch IP '3.129.21.90', am 16.09.2024, 03:21:57.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1999-3-343


Recht auf körperliche Unversehrtheit'" das in An.7 des IPbpR NiederscWag ge­
funden hat. Das Verbot der Auferlegung von Lebensbedingungen (»conditions 0/ 
li/e«) i.5.d. Art. 6 lit. (c) des Statuts nimmt auf die Praxis der nationalsozialistischen 
Konzentrarionslager Bezug und konkretisiert u. a. das Verbot der Zwangs- oder 
PfZichtarbeit nacr. An. 8 Abs. 3 des IPbpR. ,6 Maßnahmen zur Geburtenverrunderung, 
die nach Art. 61it (d) des Statuts strafbar sind, kollidieren mit dem Recht auf Ehe und 
Familie, das nach Art. 23 Abs. 2 des IPbpR auch das Recht zur Familienbegründung 
umfaßt." 

b) Die Kerngewährleistungen der Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

Am deutlichsten wird der menschenrechtsbezogene Schutzgehair der Straftatbe­
stände am Beispiel der Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Die Tathandlungen 
sind zum größten Teil den allgemeinen Menschenrechtsinstrumenten bzw. der dazu 
ergangenen Rechtsprechung entnommen. Ihre Schutzrichtung ist breit gestreut. 
Insgesamt lassen sich vier Kategorien unterscheiden. Die Mehrzahl der Tatbestände 
dient dem Schutz des Lebens, der körperlichen Unversehrtheit und der Menschen­
würde, die eng miteinander verknüpft sind." Dazu zählen insbesondere: Mord, 
Ausrottung", Versklavung, Folter, die Ausübung sexueller Gewalt sowie die Be­
gehung der sog. sonstigen unmenschlichen Akte, die ernsthafte Körper- oder Ge­
sundheitsschäden hervorrufen. Alle diese Tatbestände sind fester Bestandteil des 
internationalen Menschenrechtsschutzes auf universeller Ebene>O, zum Teil sogar 
als Gegenstand eigenständiger völkerrechtlicher Abkommen." Unter den Schurzge­
halt der Freiheit der Person bzw. der Rechtsgarantien bei Freiheitsentziehung fallen 
die beiden Tathandlungen »rechtswidrige Freiheitsentziehung«" und" Verschwin-

15 Dcr Districr CouftJerusalcm hat im EI-Chmann-Fall folgende Handlungen als ZuItigung schwerer korpcr­
lieher oder seelischer Leid~n qualifizien: »r.he ensbvcmcm, srarvalion, deportation and prosecution of . 
Jews ... (heir dctcmion in ghettos) transit camps ion conditions which were dcsigned to cause rheir 
degrad:tt(on, deprivation of their rights as human beings, and [0 suppress them and cause rhern inhumane 
suffering :md torture." Vgl. Actomey-GeTJera-1 0/ the GO'Uernment 0/ Israel v. EI-chmann, Inrernation:ll 
Law Reports )6, S. 2)8. 

16 Vgl. Vgl. zur Dcurung der Begriffs IOLebensbedingungen«.: Dis[ricl Court of Jerusalem,Auomey-General 
0/ ,he GO'llt'rn mem o/lrrael v. Elchmann (fn. 15), S. 1J S-lJ6. 

' 7 Vgl. M. Nowak, (Fn. ,),5. 44' H., Rn. '5 ii. 
18 So weist der IPbpR bt:i.c;riel~\Veise keine umfassende Regelung über den 5chU[z der Menschenwürde auf. 

Trotzdem wird sie bei Vcr.stoß gegen das Folterverbor (An. 7 IPbpR) oder das Verbot der Sklaverei (An. 8 
IPhpR) 3Ulomatisch verlctzt. De5halb wird die Regelung in Art. 16 des Pakts über die Rechtsfähigkeit 
teilweise als Ausgestalrung des Menscheowurde gedeutct. Vgl. G. Seidel, Handbuch der Grund- und 
Me:m:hcnrechte auf staadicher, europäischer und universeller Ebene, Baden~B3dcn 1996, S.l9. 

19 Der T1tbcstand der Ausrottung $etZt eine massenweise Tötung voraus. Im Gegensatz zum Völkermord 
reicht es allerdings aus, daß eine Gruppe von Individuen gelotet wird, d.ie keim: besonderen Gemein­
samkeitcn aufweiS(. Vgl. Ja-LU den Kommenrar det international Law Commission zu Art. 18 des Draft 
Code of Crimes against the Peace and SecurilY of Mankjnd vom 5.Juli 1996, in: Human Rights Law 
Journal '997.5.96, ("7)· 

lD Die Vergewaltigung von Frauen durch slaatliche Organe in zwar in keinem menschenrechtlichen 
Instrumem gesunden erwahnt. ist aber sowohl von der Imcramerikanischcn Kommission für Menschen­
rechte als auch vom Europaischcn Gerichtshof für Menschenrechte als ein Fall der Folter eingestuft 
worden. Vgl. zu weiteren Nachweisen: A. Zimmermann, Die Schaffung eines seandigen In te rnationalen 
Suafgcrichtshofs, ZaöRV 1998, S.47, (60). 

11 Vgl. insbesondere das UN-Ubereinkommcn gegen Folter und andere graus3me, unmensc hliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Sirafe vom lO. tl . 198'1 . das von mehr als ICO Sta:lten ral·if-i~ien wurde, 
sowie die Übereinkommen betreffend die Sk.laverei vom 15 .9. 19l6/7. 12. 1953 mie dem Zusatzabkommen 
vom 7· 9· 195 6. 

21 Da rechtmitßig verhängte Freiheilssuafcn rucht gegen Volkcrrech( verstOßen, nelh Art. 7 lit (e) des S1:l.tuts 
in Ergän~ung Zu Art. 9 I PbpR klar, daß die Inhaftierungen unter Vcrletzung fundamentaler Normen des 
Volkcrrechts erfolgen musscn. 
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denlassen von Personen. " . Sie setzen beide eine Beteiligung staatlicher Stellen voraus 
und werden vom Verbot der willkürlichen Festnahme oder Inhaftierung erfaßt, das in 
Art. 9 Abs. I S.2 U. 3 des IPbpR geregelt ist." Das Verbrechen der Verschleppung 
(deportation) bzw. der Umsiedelung innerhalb eines Gebiets (jorcible transfer of 
pop,dation)" widerspricht dem Recht altf Freizügigkeit bzw., genauer, der internen 
Bewegungs- und Wohnsitzfreiheit, wie sie in Art. 12 Abs. 1 des IPbpR festgelegt ist. 
Durch den Bezug auf die Bevölkenmg (population), ist jedoch klargestellt. daß es sich 
nicht um ein Einzel-, sondern ein Massenphänomen handeln muß. Ei.ne Konkretisie­
rung von Gruppenrechten enthalten der Verfolgungsulbestand aus Art. 6 lit. (h) des 
Statuts sowie das Verbrechen der Apartheid.'6 Während ersterer eine Ausprägung des 
Diskrimierungs-" und Minderheitenschl<tzes'S nach dem IPbpR darstellt (Art. 26 u. 
27 IPbpR), verkörpert letzteres die Sanktion schwerer Verletzungen des Selbstbe­
stimmungsrechts der Völker, das den beiden Menschenrechtspakten in Art. I voran­
gestellt ist. 

c) Der menschenrechtliche Bezug der Kriegsverbrechen 

Die zunehmende Verzahnung von Kriegrecht und Menschenrechlsschutz ist zur Zeit 
Gegenstand lebhafter Diskussion in der Völkerrechtswissenschaft.'9 Das klassische 
gewohnheirsrechtliche Kriegsrecht war vorwiegend an der Frage orientiert, wer zu 
Kriegshandlungen berechtigt ist und welche Kampfmethoden zulässig sind (sog. 
Haager RechtJO). Durch Verabschiedung der vier Genfer Rotkreuz-Konvemionen 
vom 12. August 1949" sowie ihrer Zusatzprotokolle I und II über den Schurz der 
Opfer internationaler und nicht-internationaler bewaffneter Konflikte vom 8.1uni 

2} Oie be~ondere Grausamkeit des letzteren Tatbestand.s liegt darin, daß die Angc:horigen von staatlicher 
Seil': nicht iJbcr das Verschwinde!) des O pfers au.fgeklärt" werden, so daß diesem jeder Rechtschutz versage 
bleibt. 

24 Der MenschcnrechtsauS'schuß hat beispielsweise Falle: verschwundener Personen als V~rstOß gegen d,lS 
Willkürvcrboc gewertet. wenn diese dem Staat zurechenbar waren. VgL naher G. Seidel, Hil.ndbuch 
(Fn .• S), S. Hl . 

25 Vgl. zu dieser DifferenZIerung: M. ehen/ BaSS/ ollnt, Crimes agaillst hum3niry in Inrernational Law. 
Dordrecht 1992, S. JOI. 

26 Der Begriff ,.Apartheid •. wird hier allgc~l(:in als Umschreibung etncs ",ur ri'lssische K rieerien gegrundcrcn 
UmerdriJckungsregir.l\:s gebraucht. 

21 Neben dem Diskriminierungsverbot ,1\.5 ncgatorischem Aspekt des Rechts ,luf gleichen Schut.z durch das 
GC::it'r7. enthalt Art . 26 IPbpR auc h eine positive Verpflichrung der Venr.lgsstaaten zu Maßnahmen des 
Schu[zc.~ gegen Diskrimininung. Vgl. Art. 26 S. 2 sowie die Kommemien.mg von M. Nowak (Fn. I J). 
Art.16 Rn.17 rr. Diese Verpfiiclullng zu positiven Gewahrlcisrungsmaßnahmen verletzt der Staat, wenn 
er Bevölkcrungsreile tak1isch verfolgt. 

28 Die Venolgung einzelner Bevölkerungsreile aus ethnischen, n:tcjonalen, kuJrurcHen odcr geschlechtlichen 
Grunden VE'fSlOßt im Grundsa(z. gegen die Pflicht, die u.ncerschicdlichen Manifcsutionen des kulture!len 
Lcbens cu,H;.)cher, religioser oder sprac hlicher Minderheiten 2.U tolerieren. 

29 VgL T Mefon, Th\.' Convcrgl.:!lt.:c bctwecn Human Rights and Humarut:'lrian Law, in: D. Wemer (HISg.), 
Human Riglns ami Hum'lOit:trian L:l.w, Den H:u.g 1997, 5.97 H.; dcrs. Human Riglu~ in Interna! Strife: 
Their Intem3tiona.l Protection, C .lmbridge 1987 sowie R. Ab,-S"ab. Human Righrs and Humanitarian 
Law in Interna! Connict5. in: D. Weroer(Hrsg.), Human Rights and Humani tarian L.H"', Den H":'Ig 1997, 
$. 'Oi H. 

)0 Dazu zählen die im Jahre] S6S angenommene: .. Sr. Petersburger I::rk lärungoc mir dem Verbot bestimmrer 
Geschosse und der Formulierung allgemeiner Regeln über die Kriegsführung sowie die Abkommen zur 
Kri egsfubrung. die aus deo bei den Friedenskonferenzen in Den Haag J 899 und 1907 hervorgegangen si_nd. 
Das wichtigste dieser Dokumente ist das IV. Haager Abkommen betreffend die Gesetze und Gebrauche: 
des L;mdkricgcs vom t 8. Oktober 1907 mit Annex (sog. Haager Landkriegsordnung). 

}I 1. Genfer Abkommen zur Verbesserung des Loses der Verwundeten und Kranken der Streitkrafte i.m 
Felde, II. Genfer Abkommen zur Verbesserung dc~ Loses deI Verwundeten, Kranken und SchiHbruchigen 
der Sueitkraftc zur See, 111. GenfeI Abkommen über die Behandlung der Kricgsgef .... ngcncn, IV. Genfer 
Abkommen zum Schurle vo n Zivilpersonl!n in Kriegszciren. 
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1977 (sog. humanitäres Völkerrecht) ist jedoch die Garantie grundlegender Men­
schenrechte in den Vordergrund getreten. Das ist deshalb von großer Bedeurung, da 
Menschenrechtsinstrumente wie der IPbpRF und die Europäische Menschenrechts­
konvention von 1950 (EMRK)ll Notstandsklauseln enthalten, die Staaten in Aus­
nahmesiruationen dazu ermächtigen, Maßnahmen zur Einschränkung von Men­
schenrechten zu treffen. Und die bewaffnete Auseinandersetzung ist geradezu der 
Prototyp des öffentlichen Notstandes. Das hat Y Dinstein zu dem Schluß veranlallt, 
daß das Kriegsrecht für die Zeiten feindlicher Auseinandersetzungen eine Art Er­
satzkatalog von Menschenrechten bereitstelle, die an die Stelle der suspendierten 
Menschenrechtsgarantien treten H Und tatsächlich weisen die in bewaffneten Kon­
flikten anwendbaren Normen eine Besonderheit auf. Anders als die klassischen 
Menschenrechtsnormen verpflichten sie nicht nur den Staat im Verhältnis zu den 
seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Bürgern, sondern wenden sich an alle Kon­
fliktparteien. Im Statut, das Strafnormen für internationale (Art. 8 Abs. 2lit. (a) u. (b)) 
und interne Konflikte (Art. 8 Abs.2 Iit. (c) u. (e)) enthält, lassen sich einige Vor­
schriften ausfindig machen, die direkt dem Schutz der Rechtsgüter des Individuums 
dienen. Größtenteils sind sie dem besonderen Kontext des Konflikts angepaßt. 
Der Schurz von Leben, körperlicher Unversehrtheit und der Menschenwürde, der im 
übrigen nach Art. 4 Abs. 2 IPbpR notstandsfest ist, rangiert auch hier an vorderster 
SteLle.)! Da gewisse Schädigungshandlungen in bewaffneten Konflikten zulässig sind, 
gelten aber unterschiedliche Mallsräbe, je nachdem, ob die Zivilbevölkerung oder 
Streitkräfte betroffen sind. Denn generell orientiert sich das Kriegsrecht nicht nur am 
Schurz der menschlichen Person, sondern ebenso am Prinzip der Ausgewogenheit der 
Rechtsverstölle (reciprocity).l6 So gilt z. B. das in internationalen Konflikten anwend­
bare Verbot vorsätzlicher Tötung (Art. 8 Abs.2 lit. (a)) nicht für die kämpfenden 
Streitkräfte, sondern nur für di.e von den Genfer Konventionen geschützten Perso­
nen, d. h. die verwundeten, kranken oder schiffbrüchigen Angehörigen der Streit­
kräfte, Kriegsgefangene oder die Zivilbevölkerung. Nicht am Konflikt teilnehmende 
Personen genießen besonderen Schurz über das Verbot der Waffenanwendung gegen 
die Zivilbevölkerung in Art. 8 Abs. 2 Iit (b) (i) (internationaler Konflikte) bzw. Art. 8 
Abs.2 lit. (el (i) (interne Konflikten) sowie die Mindestgarantien des gemeinsamen 
Art. 3 der Genfer Konventionen, der sich im Stawt unter Art. 8 Abs. 2 lit (c) findet. 
Ähnliche Regeln wie bei den Verbrechen gegen die Menschlichkeit finden sich im 
Bereich der kriegsrechrlichen Vorschriften in Bezug auf die Freizügigkeit l ' und den 
Schurz vor willkürlicher VeTUrteilung l8 Dinsteins These von der Ersatzfunktion des 
Kriegsrechts wird durch eine kriegsrechtsspezifische Ausgestalrung der Handlungs-

J2 Vgl. Ar<. 4 des IPbpR. 
JJ Vgl. Art. 15 EMRK. 
34 VgL Y. DmHem, The Imern:nional Law of Inter-Stare Wars :tnd Human Rights, Israel Ycatbook on 

Human Righrs 1977. 5.139, (148): "war produces new rights, which are applicable in war-time in lieu cf 
those suspendcd .. ,« 

35 Einige Beispiele sind das Folterve'rbo, in ArL 8 Abs.2 lir.(a) (ii) u. lit'.(c) (i), das Verbol ermedngender 
Behandlung in An. 8 Abs. llit,(b) (xxi) u.lic.(c) (ii) sowie der Schutz. vor der Anwendung uxueller Gewalt 
in Ar!. 8 Abs. 2 lir.(b) ()(Xii) u. liI.(e) (vi). 

36 VgL T Me'ron, Convergence (Fn. 29), S. [00. Im Stamr: wird das daran deudich, daß kricgsrcthtliche 
Repressalum als Rechtfertigungen für Rcchts\'crstöße jedenfalls nicht grundsätzlich ausgeschlossen wer­
den, wie sich aus der Bezugnahme auf die Geltung der aUgt;ntincn \'\)lkcrrechtlichen Regeln in der 
Überschrift von Art. 8 Abs.2 lic.(b) (,.witllin the csrablished fram~work of international law~,) ergibt. 
Dennoch gelten mittlerweile auch weitgehende volkergewohnheitsrcchtliche ReprcssaLenverbote. Vgl. 
dazu näher F. Kalshoven, Bclligerem Repnsals Revisited, in.: Netberl311ds Yearbook of International Law 
1990, S. 4J ff 

37 Vgl. Jas Verschleppungs- und U msiedclungsvcrbor in An. 8 Abs. ~ lit.(a) (vii), die Sonderregel für hesetzte 
Gebicte in ArL 8 Abs. 21ir.(b) (viii) sowie die Regelung 7;um Schutz derZivilbevölkerung unter lil.(e) (vüi). 

JB Vgl. Art. B Abs. 2 Itr.(v;) u. lit.(c) (iv). 
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35° freiheit untermauert." Das Statur enthält in Art. 8 Abs. 2 lir.(a) (v) u. lit. (b) (xv) ein 
Verbot des Zwangs zum Kampfeinsatz gegen den Heimatsstaat, das die negative 
Handlungsfreiheit stärkt. Die positive Handlungsfreiheit wird durch Art. 8 Abs.2 
lit.(e) (vii) eingeschränkt, der ein aus der Kinderrechte-Konvention entnommenes 
Rekrutierungsverbot für Kindern unter 16 Jahren normiert. 
Besonderen Schutz genießt in bewaffneten Konflikten auch das Eigentum. Im Ver­
gleich zu Friedenszeiten sind Eingriffe jedoch wesentlich leichter gerechtfertigt. Bis 
auf den Plünderungsratbestand40 enthalten alle Verbotsnormen den für das Kriegs­
recht typischen Vorbehalt der militärischen Notwendigkeit" 

d) Die Problematik des Aggressionstatbestands 

Schwieriger als bei den vorangegangenen Delikten ist es, die konkreten menschen­
rechtlichen Bezüge des Agressionstatbestands herauszufiltern, der vorbehaltlich ei­
ner späteren Definition in Art. 5 Abs. I lit.(d) des Statuts aufgenommen wurde. Im 
Starut des Nürnberger Militärgerichtshofs war er in Art. 6 lir.(a) unter der Bezeich­
nung »Verbrechen gegen den Frieden« aufgeführt und sanktionierte die Planung, 
Vorbereitung, Einleitung oder Durchführung eines Angriffskriegs (»war of aggres­
sion«). Auch wenn eine völkerstrafrechtliche Definition der Aggression unter dem 
Starut sicherlich weiter gefaßt sein wird als zu Nürnberger Zeiten'" läßt sich nicht 
verleugnen, daß primäres Schutzgur dieser Strafnorm kein klassisches Individualgut, 
sondern der Weltfrieden und die internationale Sicherheit ist. Die Verantwortlichkeit 
für dieses Verbrechen ist begriffsnotwendig an das Vorliegen eines zwischenstaat­
lichen Akts geknüpft, für dessen Feststellung nach Art. 39 der UN-Charta in erster 
Linieder Sicherheitsratder Vereinten Nationen zuständig ist. Eine menschenrechtliche 
Verknüpfung läßt sich nur herste1len, wenn man diesen Straf tatbestand als Konkreti­
sierung eines »Rechts auf Frieden«') ankennt, das als Solidarrecht oder Menschen.recht 
der »dritten Generation« - gleichsam wie ein Dach auf höherer Abstraktionsebene -
individuelle, kollektive und Staatenrechte in sich bündelt." Doch das ist problema­
tisch. Zwar findet sich ein Recht der Völker auf Frieden als Menschenrecht in Art. 23 
der Afrikanischen Menschenrechtskonvention (sog. Banjul-Charta)'5 Inhaltlich ent­
hält es aber selbst keine unmittelbar anwendbaren Rechtssätze'· Und schwierig ist es 
insbesondere, individuelle Rechtsanspruche des Einzelnen im Verhältnis zu seinem 
eigenen Staat aus einem »Recht auf Frieden« herzuleiten, da sich das Rechtsgut 
F rieden kaum aus der zwischenstaatlichen Beziehungsebene herausdenken läßt'" 

39 VgL Y. Dmstem, Human Righrs in Armed Conflict: Inrerna[ionaJ Humanirarian Law, in: T Meron, 
Jluman Righrs in International Law: Le,eal aod Poliey Issues, Oxford 1984-. S. 345. (3 5 3): "U fn:cdom from 
miltary service under belligerem occupati(lO in warrime is repn:scmcd hy X, in peacerimc rhefe is 00 
l:oumcrpart human right.« 

40 Siehe Are. 8 Abs.2 liL(b) (xvi) u. lit.Ce) (v). 
4' Vgl. Ar" 8 Ab,., li!.(a) (iv), lir.(b) (ii), !ir.(b) (v), li!.(b) (ix), lir.(b) (xiii), li!.(e) (iv) sowie lir.(e) (xii). 
42 Das geht aus den bisherigen Vorschlagen zur Aggressionsdefirution hervor, d.ie Verhand.lungsbJsis in Rom 

waren. Vgl. naher: A. Zunmemlann (fn. 20), S. 74 ff. 
43 Es hat $cin('.n Ur,!;prung in der . Erkl.:irung über d;1s Recht der Völker au.f Frieden .. vom 1.2. November 

1984, wonach den Vol.kem unseres Planeten ("peoples of our planet«) ein Recht auf Frieden garantiert 
werden soll. Vgl. General Assembly Resolution J9h I. 

44 Vgl. zu d\!m Versuch, das Reeht auf Frieden als Drindimensionsrecht einzuord.nen: C. Tomuschat, Reche 
auf Fri\!deu. Ein ncues Menschenrecht der dritten Generation?, Europa-Archiv '985. S . .27' H. 

45 Di{:ser lautet: .. Alle Völker haben das Recht auf nalionaJen und internat ionalen Frieden und auf Sicher­
heir,« Damit ist - wie im falle des Selbstbestimmungsrechts - das Volk als Rechtsträger bestimmt. Etwas 
anderes läßt sich aus der »Fricndly-Rdations .. -Dekbration von 197Q herauslesen, die »jede N ation und 
jeden Menschenl< als Rechtstrager benennr, und in der Präambel sogar die Menschheit insgesamt als 
Rcchrsträger anspricht. -

46 Vgl. M. Pape, Humanitare Intervention, Baden-Baden 1997. S. 57. der von »Ziclbüstimmungcn,( spricht. 
47 Ebenso E. Rledel.Menschenrechte der dritten Generarion, EuGRZ 1989, S. 9, (16, .2ou . .zr), sowie M. Pape 
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Deshalb spricht die »Erklämng über das Recht der Völker auf Frieden« zutreffender­
weise auch nicht nicht von einem Menschenrecht, sondern von einem heiligen Recht 
auf Frieden (»sacred right to peace«). Zentrale Bedeutung kommt dem Schutz des 
Weltfriedens daher wohl eher in der Form eines völkerrechtlichen Strukturprinzips 
zu:l ! Und es deutet sich bereits an, daß das Völkerstrafrecht insgesamt nicht nur dem 
Schutz des Individuums dient, sondern eine darüber hinausgehende Funktion auf­
weist, die auf den zwischenstaatlichen Kontext zugeschnitten ist. 

2. Der unterschiedliche Anwendungsbereich 

Diese neue Funktion besteht in dem stark friedenssichernden Charakter, den das 
Völkerstrafrecht im Rahmen seiner Entwicklung, insbesondere durch die Gründung 
der beiden ad-hoc-Strafgerichte für das ehemalige Jugoslawien und Ruanda, ange­
nommen har."9 

a) Die Ordnungsfunktion der völkerrechtlichen Straf tatbestände 

Daß sich diese friedensorientierte Grundierung auch in den Straf tatbeständen des 
Statuts von Rom niedergeschlagen har, zeigt sich in diesem an mehreren Faktoren: An 
dem besonderen Charakter und der Auswahl der Delikte sowie an der Festlegung 
ihrer Anwendungsvoraussetzungen. Auf einen den reinen Individualschutz über­
greifenden Bezug weist zunächst einmal das Wesen der sanktionierten Verbrechen 
hin. Wie aus der Präambel und Art. J des Statuts hervorgeht, müssen sie sich nicht nur 
als Angriff gegen den Einzelnen, sondern als Anschlag auf die gesamte »internationale 
Gemeinschaft« darstellen. Darüber hinaus ist auffällig, daß alle der vom Statut er­
faßten Delikte mehr oder weniger direkt im Kontext der Wahmng des Weltfriedens 
stehen. Die Bereiche Terrorismus und Bekämpfung der Drogenkriminalität (sog. 
»treaty-based crimeS«'O), die aus dem Kontext bewaffneter Konflikte herausfallen 
und mehr in die Richtung von Integration und Verlust klassischer Hoheitsgewalt 
weisen, haben zwar in einer Entschließung im Anhang des Statuts Erwähnung 
gefunden", wurden aber noch nicht zum Gegenstand einer zentralisierten interna­
tionalen Strafverfolgung gemacht. Vielmehr scheint es, als wurde in einem ersten 
Schritt Wert darauf gelegr, die Funktionsfähigkeit ordnungsgemäß funktionierender 
Staatsordnungen zu erhalten bzw. gegebenenfalls wiederherzustellen. 
Der sachliche Zusammenhang der Verbrechen zum Vorüegen einer Konfliktsituation 

(Fn. 46), S. 57. der das Rechr auf FriedL'n folgerich~ig nicht als Schmzgut der humanir.ärcn Intervemion in 
Betracht zieht. 

48 Das belegen die Praambel, An. 1. Abs. 4, An. 55 sowie Kap.VI u. VII der L:\'-Chana. 
49 Uber die Frage, warum das ~o geschehen ist, mag man lange ll:1chdcnker!. Schließlich darf man nicht 

vergessen, daß auch nationale Gerichte uber das Wclrrechrsprinzip die Befugni.~ hesitzen, Rechrsbrecher 
aus der ga.nzen Weh fur ihre Taren unmine1bar n:l.ch Volkrrstratrecht ZUr Verantwortung zu ziehen. 
Sicherlich hat die Tatsache eine Rolle gespielt, daß kein ;1ndcres Organ uber so weitreichende f la.nd 
lungsbcfugnissc wie der UN-Sichcrheitsr.lf verfugt und dLesl:r sich angesi~nts" der I.angjahrig~n Unem­
sch.lossenheit der SU:HengemcillS"chaft kurzerhand selbst zum C('rich[~grundcr erhoben hat. Dadurch ist 
die im Lichte des nullum CTlmw une ll'ge-S:l.tzes so wichtige i:ucrnationalc Rechtspraxis in das f:l.hrwasscr 
von Kap.VII der Satzung der Vereimen Nationen geraten, d~s bis nach Rom nachgewirkt hat. 

50 Der Term ha[ seinen Ursprung in Art. 1.0 lir (e) de.~ lU: Dr;tfr Staturc, wo fi.lr di~se heidL'1I Bf'reiche auf n:e 
!>treaty provisions .... venviesen wird, die im Annex aufgelistet sind. 

51 Don. isr kl;\rgcstdlt, daß die Verhandlungen uber diese TarbC"stände im Rahmen einer Revisions-Konfe­
renz fongeführt werden sollen. 

J 5 1 
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352 erschließt sich teils aus deren Natur, teils aus deren Anwendungsvoraussetzungen. 
Offensichtlich ist dieser Bezug beim Aggressionstatbestand und den Kriegsverbre­
chen. Letztere setzen zwingend einen bewaffneten Konflikt interner oder interna­
tionaler Natur voraus. Anders verhält es sich bei den Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit. Zwar war eine dementsprechende Einschränkung in Art. 6 lit (c) des Statuts 
des Nürnberger Militärtribunals" vorgesehen. In der Folgezeit und insbesondere im 
Anschluß an die Rechtsprechung der Berufungskanuner des Jugoslawien-Tribunals 
im Fall Tadicl! hat sich diese Forderung aber bei den Verhandlungen in Rom nicht 
durchsetzen können. Deshalb enthält Art. 7 Abs. J des Statuts keinen Verweis auf 
einen bewaffneten Konflikt. Revidiert wird dieses Bild jedoch durch die hohe An­
wendungsschwelle, die in der Eingangsformulierung an die Tatbegehung geknüpft 
wird. Um dem besonderen Unrechtsurteil gerecht zu werden, das mit ihnen ver­
bunden ist, müssen Verbrechen gegen die Menschlichkeit entweder im Rahmen einer 
breitgestreuten" oder aber einer systematischen Verfolgung" begangen werden. 
Während die erste Formulierung einen rein quantitativen Bezug aufweist, setzt der 
Verweis auf eine systematische Begehungsweise - nach den Erläuterungen der In­
ternational Law Commission (ILC)'6 - einen vorhergehenden Plan bzw. eine ent­
sprechende Politik voraus!' Erscheinungsformen dieser Art sind aber wiederum nur 
in engem Zusammenhang mit internen Spannungen denkbar, die leicht auch ein 
grenzüberschreitendes Ausmaß annehmen können. Ebenso liegt es beim Tatbestand 
des Völkermords, der die Absicht der Vernichtung einer ganzen Volksgruppe vor­
aussetzt. Beide Delikte gehen in der Regel mit Umständen einher, die im Lichte des 
extensiv interpretierten Kap.VII der UN-Charra als Bedrohung des Weltfriedens zu 
qualifizieren sind. Denn dazu zählen nach der neueren Praxis des Sicherheitsrats nicht 
nur gewaltsame Maßnahmen zwischen Staaten, sondern auch massive Menschen­
rechtsverletzungen in Bürgerkriegssituationen!' 
Berücksichtigt man diesen Sachzusammenhang der Straf tatbestände, deutet vieles 
darauf hin, ihnen in Bezug auf die Friedenssicherung eine zweistufige Zielrichtung 
zuzusprechen: Präventiv sollen Individuen über die abschreckende Appellwirkung 
der Norm von Tathandlungen abgeha.lten werden, die Konfliktlagen internationaler 
oder innerstaatlicher Natur auslösen oder verti efen. Ist es einmal so weit gekommen, 
dient das repressive Sanktionsinstrumentarium dazu, durch die Bestrafung der Übel­
täter einen Beitrag zur Herstellung eines gerechten Friedens und dem Wiederaufbau 
einer glaubhaften Staatsordnung zu leisten. Als Beispiel hierfür mögen die Fälle 

5 2 D~nach mußten Verbrechen gegen d.ie Mcns.chlichkeit ~vor oder wahrend des Kriege-s .. begangen worden 
sem. 

S 3 Dort hat das Gcriclu ~\tlsgcführt, dölß Verbrechen gegen die Mcnsthlic hkeit nach gehendem Volkerrecht 
keinen Zusamm{· nhang zu einem bew:l.ffoeten Konflikt vorauSSetzen und der Sichcrhcitsr':\ t den Anwcn R 

dungsbereich von AIt. 5 des Den Haagtr Statuts: dureh Aufnahme einer entsprechenden Formuljerung 
enger .. Is erforderlich definiert habe. Vgl. The Prosemtor 'V. Tad,c, Decision on the Dcfence Mouon for 
Interlocutory Appe3 l, Cas< No. IT·94-I-AR72, Urteil vom 2. Okt. 1991,"" I. L. M. }l (1996), S. )2, (72), 
p .. r .. . . <1 I. 

54 Im englischen Wortlaut: .o pan of a widespread .. anackoo:. 
S 5 Im englischen Wonlaut: lO parr of a systemalic auack ... 
16 VgJ. die Erläucerungen der ILC zu Art. 18 des IntStGB (Fn. 19), S. "7. 
57 Weite re Auskunft liefert Art. 7 Abs. 2 lit.(a) des Staruts, wo der Au sdruck "i> tlUack dlTeaed agau'Ht an)' 

Clv,ilan popuL2 r-ion .. definiert ist. Don wird die mehrfache Begehung von Tatbandlungen voraussetzt., und 
zwar in Ausübung oder Forderung einer entsprc c hcl~d gt:l.it:ittn Politik. 

58 Vgl. zum Zusammenhang von Ml'nschenreclmverletzungcn u.nd dem Vorliegen einer Friedensbedrohung 
SC-Res. 827 vom lS · Mai 199}. wo der Sicherheitsrat crst auf Il widespread and flagrant violarions of 
international humanitarian law [ __ .) including rr porcs of m:lS S killings, massive org:\ßlzed and systcmatic 
dcnccmion and rape of wornen, ;\nd rhe continuan...: c vf ehe pracrice of .echnic deansin!;'. hi.nwcis[ (Abs. J) 
und dann ausfuhrt, »[, .. ] thac chis situation continues to conslltute a [hrC3t to internat ional peace and 
security" (Abs. 4)· Au.f rein innerstaadiche Vorgange hat der Slchcrheit..uat z. B. in den Fallen Libyen und 
Haiti Bezug genommen. 
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Jugoslawien und Ruanda herangezogen werden, in denen die ad-hoc-Strafgerichts­
höfe der Vereinten Nationen in stellvertretender Funktion, nämlich als Ersatz na­
tionaler Gerichte eingesetzt wurden. Und hier liegt auch die Grenze der Ordnungs­
funktion des Völkerstrafrechts. 

b) Die Grenzen der hiedenssicherung 

Denn sobald ein Staatssystem und der dahinter stehende Justizapparat intakt ISt, 
besteht kein dringendes Bedürfnis, auf völkerstrafrechtliche Sanktionsmecharusmen 
zurückzugreifen, die eine menschenrechtliche Ersatzfunktion übernehmen. Indivi­
duen und Gruppen können sich dann in der Regel!? direkt auf die nationalen und 
internationalen Menschenrechtsgarantien berufen. Dieser Erkenntnis wird im Statut 
durch das Komplementaritätsprinzip Rechnung getragen, das dem Statut in Abs. /0 

der Präambel sowie Art. I vorangestellt ist und in Art. '7 näher ausgeführt wird. 
Danach soll der Gerichtshof seine Zuständigkeit für die im Statut aufgeführten 
Verbrechen nur dann ausüben, wenn die zuständigen nationalen Behörden und 
Gerichte unfähig oder nicht willens si nd, die Tat angemessen zu verfolgen bzw. 
auf den Einwand der Komplementarität verzichten. Die eng begrenzten Fallgruppen, 
in denen der Gerichtshof zuständig ist, sind in Art. '7 Abs. 2 und 3 näher aufgeführt 
und durch die Schlagworte Rechtsrnißbrauch und Zusammenbruch der Staatssuuk­
turen ("failed state«) gekennzeichnet. Daß der Schutz des Völkerstrafrechts auf 
Sondersituationen zugeschnitten ist, läßt sich ebenfalls dem Geltungbereich der 
kriegsrechtlichen Vorschriften über nicht-internationale Konflikte entnehmen. 
Nach der in Art. 8 Abs. 2 lit.(f) des Statuts vorgesehenen SchwellenkJausel kommen 
sie im Falle "innerer Unruhen und Spannungen« rucht zur Anwendung. 

Ill. Ergebnis 

Bezieht man also die Ordnungsfunktion der völkerstrafrechtlichen Tatbestände mit 
in die Betrachtung ein, zeigt sich, daß traditioneller Menschenrechtsschutz und 
Välkerstrafrecht in einem Komplementärverhältrus zueinander stehen. Der klassi­
schen Menschenrechtsschutz dient vorwiegend dem Schutz von Individuen und 
Gruppen in einem OptimaJstaat, der dazu imstande ist, die Einhaltung der gewähr­
leisteten Rechte zu garantieren.60 Kommt es aber zum Zerfall der Staatsstrukturen, 
lebt die Schutzfunktion des Völkerstrafrechts auf. Es tritt dann neben die Garantien 

59 Eine Ausnahme gih rur Situationen. in denen der Notstand au ~g(: rufen und bestimmte Rechte außer Kra.f[ 
gesetzt wurden. Doch hierfür gehen sowohl nach dem IPbpR als auch nach der EMRK strenge Voraus­
SCl'2.Ungen. Erforderlich ist ein die- Existenz der Nation bedrohender AusnahmClUSt3od. Vgl. M. Nowak, 
(Fn. ,), Art. 4 Rn. '4· 

60 Obwohl die .. in den cinschlaglgen Rechr.sinstrumcntcn nicht ausdrucklich vorgesehen ;sc, gehr die Praxis 
der I~~t c n Jahre sogar dahin, Staaten ei ne str:drcchd..iche Vcrfolgungspflichc von MCII!>chenrechtsvcrl'-'1· 
zungen aufzuburden. Vgl. für die EMRK das Urteil des EGMR im Fa ll X and Y. v. Netbe-rlana\ Sero A. 
1985 $.91 H., Par.24: .. This is ,\ ease when: fundamental vaJues and essenrial aspccLS of private life arc 3t 

n:tke. Effective decerenec is indispensable in chis area aod ie can be achitved only b)' erim inal-Iaw 
provisions; indeed. ir is by such provis ions cha, Lhe mauer is normaUy regulaced ... Vgl. z.um Menschen­
rechtsausschuß und dem Verfolgungszwang fur Folter: General Commcnt No.:1o vom April 1992 z.u 
Art. 7, Par. I S sowie insgesamt: D. f Orentlrcher. Adressing Gross Human RightS Abuses: Punishment 
and Victim Comrellsation. in: L Henkinl. J. L. Hargrovc (Hrsg.) Human Rights: An Agenda for thc Ncxt 
Centllry) S"PS ff. 
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354 der notstands festen Rechte" und gewährleistet die Einhaltung fundamentaler Men­
schenrechte insbesondere in zwei Konstellationen: zum einen in Bürgerkriegsitua­
tionen, die zum Wegfall effektiver Staatsgewalt geführt haben; zum anderen in Fällen, 
in denen der Machtapparat eines Staates selbst systematisch oder in großem Ausma(~e 

an der Begehung schwerwiegender Menschenrechtsverstöße beteiligt ist. Denn dann 
soll die Aburteilung dieser Verbrechen nicht der staatlichen Gerichtsbarkeit über­
lassen werden, sondern durch eine Strafinstanz erfolge n, die glaubhaft im Namen der 
internationalen Gemeinschaft judiziert. 
Auf jeden Fall is t das Verhältnis dieser beiden Bereiche nicht, wie M. Cheri! Bassiouni 
anklingen läßt, als ein vertikales, sondern als ein horizonzales zu begreifen. Die 
Schutzgüter bei der Felder stehen sich nicht in einem Über-Unterordnungsverhältnis 
gegenüber, sondern ergänzen sich in ihren jeweils speziellen Anwendungsbereichen, 
ohne daß eine Hierachie zwischen pönalisierten und nicht pönalisierten Menschen­
rechten auszumachen ist." Die Tatsache, daß bes timmte Rechte in Konfliktzeiten mit 
völkerstrafrechtlichen Sanktionen versehen sind, hat ihren Grund nicht darin, daß sie 
als wertVoller eingeschätzt werden als andere, sondern vielmehr darin, daß sie in 
diesen Situationen einfach spezifischer bedroht sind. Das zeigt sich wiederum an der 
Auswahl der einzelnen Verbrechenstatbestände des Statuts. Viele von ihnen wurden 
bewußt aus der historischen Erfahrung in Ruanda und dem ehemaligen Jugoslawien 
in das Statut aufgenommen') Auch der Gedanke, daß das Völkerstrafrecht einen 
Kern nichtausnahmefähiger Rechte schützt, trifft nicht zu. Denn die in den Tat­
beständen enthaltenen Schutzgüter sind nicht absolut, sondern nur im Falle ihrer 
systematischen oder massenweisen Begehung geschützt." 

61 Ausdrück lich nots tandsfest sind nach An. 15 Abs.l de r EMRK nu r vier Kerru-cchtc: das Recht auf Leben, 
das Verbo t der Foher und der grausamen, unmenschlic hen ode r ern iedrigenden Behandlung, das VerboI 
der SkJ3.verei und der ZW3.ogsarbcit sowit! das Rückwirkungsverbo[ strafrechtl iche r Gesetze. D er IPbpR 
erwähnt in Art. 4 neben den fundamentalsten Existenuechten der Person :auch noch andere Rech te w ie 
das Verbot der Schuldha{c sowie die Gedanken-, Gewissens- und Rdigionsfreiheit. Nidn durchgesetzt 
h~be () sich die Vorschläge., djc Rechee auf personliehe Freiheit sowie gewisse Mi.ndestgarantien der ru le of 
(aw ebenfa ll s als not!i13ndsfesr zu erkhren. Vgl. M. Nowak (Fn. r 3), Art .. 4, Rn. H. 

62 Kritisch zu einer Hicrachie der Mcnschenrec.hte ebenfalls: T. Meron, Hicrachy (Fn. 4). S. 22: "Fcw critcria 
for dis(ingui .'~hing beewecn o rdinary rights and higher righ rs have been agrecd upon. There is no accepted 
system by which higber rights can bc idcmificd :tod thci r content decermincd. Nor are the consequences of 
the disrinction berwcen b.igher and ordi.nary rights c1t:ar ... 

63 So z. B. der Tatbestand der zwanghaften Schwangerschail (aenforced pregnancy.:), der an di e insbe.~ondere 
f-ur den Konflikt in Bm nien-H er .... cgov ina typischen Verge.'walcigungcn zum Zweck der Auslost:hung der 
ethnischen Identität dt.; ! geLcugtcn Kinde r anknüpft. 

64 Ebenso C. TomUKhat, The Code of Crimes againsl thc Peace and Securiey o i ~ankind and the ina! icn:1ble 
ö r non-derogable rights, in: eID, Drolts Intangibles ce Etats d'Exception (Fn. 12), S. 99. lOS :» Yet, it is not 
easy ... [Q idcntify chose rights from w hich there may be no derogation. sintt the Code generally targets 
mass phenomena which becolne dangerous precisely because they pose a thrcat to thc cmi.re edilice of 
human ri gh ts so carduHy bUlle up over half a century.« 
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